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Preußiſche Geſetzammlung 


Jahrgang 1922 Nr. 39. 


Inhalt: Geſetz, betreffend Anderung des Geſetzes über die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung vom 23. Juli 1912, S. 283. — 
S Verordnung zur Abänderung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren 


wegen Beitreibung von Geldbeträgen, S. 284. — Verordnung über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des 


Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetzes, S. 286. 


(Mr. 12350.) Geſetz, betreffend Anderung des Geſetzes über die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung 
vom 23. Juli 1912 (Geſetzſamml. S. 207). Vom 7. September 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 

Der Artikel IS 3 des Geſetzes über die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung vom 23. Juli 1912 
(Geſetzſamml. S. 207) erhält folgende Faſſung: 

(1) Die Genoſſenſchaftsverſammlung beſteht aus ſoviel Vertretern der Mitglieder, als die 
Berufsgenoſſenſchaft Sektionen hat. 

(2) Die Vertreter werden von den Mitgliedern der Landwirtſchaftskammer gewählt, die für 
den Bezirk der Berufsgenoſſenſchaft zuſtändig iſt. Sind hiernach mehrere Landwirtſchaftskammern 
zuftändig, fo wählen die Mitglieder jeder Kammer ſoviel Vertreter, als Sektionen auf den Bezirk 
der Landwirtſchaftskammer entfallen. Für jeden Vertreter ſind zwei Stellvertreter zu wählen. 

(3) Wahlberechtigt und wählbar ſind nur Mitglieder der Berufsgenoſſenſchaft ($ 962 Reichs⸗ 
verſicherungsordnung). Im übrigen gelten für das Wahlrecht die Vorſchriften der $$ 12, 13, 14 Abf. 2 
R. V. O. Gewählt wird nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. Die Wahlzeit dauert 4 Jahre. 

(1) Die Satzung der Berufsgenoſſenſchaft regelt das Wahlverfahren. Sie muß die Zahl der 
Vertreter feſtſetzen und beſtimmen, daß die Vertreter entſprechend dem Stärkeverhältnis der Groß, 
Mittel- und Kleinbetriebe in Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Weinbau oder Gärtnerei verteilt werden. 

(5) Den Vorſitzenden und ſtellvertretenden Vorſitzenden wählt die Genoſſenſchaftsverſammlung 
aus ihrer Milte. 

Artikel II. 

Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 7. September 1922. 


a Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
ED Braun. Hirtſiefer. 


Geſetzſammlung 1922. (Nr. 1235012352.) SR | 49 
Ausgegeben zu Berlin, den 25. September 1922. 
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(Rr.12351.) Verordnung zur Abänderung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545). 
Vom 28. Auguſt 1922. 

Auf Grund des § 5 des Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung in Verbindung mit Artikel 82 der 

Verfaſſung wird verordnet, was folgt: Artikel 1 


Der Gebührentarif der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungszwangsver⸗ 


— 


5 April 1921 (Gefeßfamml. S. 381) wird durch den anliegenden Tarif erſetzt. 


Artikel 2. 
$ 54 Buchſtabe a der im Artikel 1 genannten Verordnung erhält folgende Faſſung: 
Die Wertklaſſe wird bei der Ausführung einer Verſteigerung und bei einem Verkauf aus freier Hand 
durch den Erlös der Gegenſtände, in allen anderen Fällen durch die Summe der von jedem einzelnen Schuldner 
einzuziehenden Geldbeträge einſchließlich der rückſtändigen Koſten beſtimmt. 


Artikel 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Sie findet Anwendung auf alle 


zur Zeit ihres Inkrafttretens noch nicht beendeten koſtenpflichtigen Maßregeln im Mahn- und Beitreibungs⸗ 
verfahren. 


Berlin, den 28. Auguſt 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Finanzminiſter: 


Braun. Boelitz. 
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Erfolgt die Mahnung durch Aufgabe zur 
Poſt, ſo wird nur die Hälfte, erfolgt ſie 
durch öffentliche Bekanntmachung, ſo wird 
ein Fünftel der Gebühren entrichtet, min- 
deſtens jedoch 1 Mark. 

Die Gebührenpflicht entſteht, ſobald dem 
Vollziehungsbeamten ein ſchriftlicher Auftrag 
zur Mahnung erteilt, eine ſchriftliche Mah⸗ 
nung zur Poſt aufgegeben worden oder die 
Bekanntmachung der öffentlichen Mahnung 
erfolgt iſt. 

2. Für die Pfändung körperlicher Sachen ſo— 
wie für die Wegnahme der vom Schuldner 
herauszugebenden Urkunden einſchließlich der 
durch die Pfändung und Wegnahme der 
Urkunden veranlaßten Zuſtellungen 4 6 8 12 7 — 


) Für Mitteilungen von Gerichtskoſtenrechnungen wird die Gebühr nicht entrichtet. 


fahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545), in der Faſſung der Verordnung vom 
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Wenn der Schuldner die Pfändung ab— 
wendet ($ 18), wird nur die Hälfte der Ge- 
bühren entrichtet. Die Ermäßigung tritt | 
nicht ein, wenn die Abwendung durch Zah⸗ | 
lung an den Vollziehungsbeamten erfolgt, f 
nachdem dieſer an Ort und Stelle erſchienen iſt. 

3. Für die öffentliche Bekanntmachung der Ver⸗ 

ſteigerung durch Aushang und Ausruf... 1 

4. Für die Verſteigerung ſowie für den freihän⸗ 
digen Verkauf der gepfändeten Sachen einfchließ- 
lich der hierdurch veranlaßten Zuſtellungen 4 6 10 14 9 . 

Wenn der Schuldner die Verſteigerung 
abwendet (§ 27 Abſ. 3), wird nur die Hälfte 
der Gebühren entrichtet. 

Pfändungs- und Verſteigerungskoſten im 
Sinne der Beſtimmungen zu Nr. 2 Abſ. 2 
und zu Nr. 4 Abſ. 2 dürfen nur dann ge⸗ 
fordert werden, wenn der Vollziehungsbeamte 
behufs Vornahme der Pfändung oder Ver— 
ſteigerung ſich an Ort und Stelle begeben 
hat oder wenn der Auftrag ſchon vorher 
durch Leiſtung an den Vollziehungsbeamten 
erledigt worden iſt. 

Für die Pfändung von Forderungen, An— 
ſprüchen auf Herausgabe oder Leiſtung beweg— 
licher Sachen undvon anderen Vermögensrechten 2 4 6 10 7 — 

Bei mehrfacher Pfändung wegen derſelben 
Grundforderung kommt die Gebühr nur ein- 
mal zur Erhebung. 

Die Gebührenpflicht entſteht, ſobald die 
Pfändung verfügt iſt. 

6. Für jede Abſchrift einer Niederſchrift. .... 

Umfaßt die Abſchrift mehr als 2 Seiten, 
ſo iſt neben dieſer Gebühr für jede weitere 
Seite eine Gebühr von 2 Mark zu entrichten. 

7. Für jede im Zwangsverfahren erforderliche 

Zuſtellung durch den Vollziehungsbeamten, 

welche nicht nach den Beſtimmungen unter 

Nr. 2 und 4 unentgeltlich zu leiſten iſt .. 1 1 2 2 1 10 

Erfolgt die Zuſtellung durch den Voll— 
ziehungsbeamten ohne Inanſpruchnahme der 
Poſt, jo wird eine weitere Gebühr im Be- 
trage der Poſtgebühren erhoben, die ent⸗ 
ſtanden ſein würden, wenn durch die Poſt 
zugeſtellt worden wäre. 
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(Ar. 12352.) Verordnung über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des Volksſchullehrer⸗ 
Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 5. September 1922. 


Des Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 
30. November 1920 in Übereinſtimmung mit dem im Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen 
Ausſchuß des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 


Artikel J. 

Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten-Dienſteinkommens⸗ 
geſetz; vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung der Verordnung über Anderungen 
des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes vom 21. Auguſt 1922 wird wie folgt geändert: 

Im § 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushaltsplan 
oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abf. 1 genannten Bezüge gleichmäßig auf 437 vom 
Hundert feſtgeſetzt. 


* 


Artikel II. 


Das Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 623) in der 
Jaſſung der Geſetze vom 24. November 1921 (Geſetzſamml. ©. 563) und vom 13. April 1922 (Geſetzſamml. 
S. 99) und der Verordnung über Anderungen des Beamten Dienſteinkommensgeſetzes und des Volksſchullehrer— 
Dienſteinkommensgeſetzes vom 21. Auguſt 1922 wird wie folgt geändert: 


Sie 


Im § 6 Abſ. 2 wird der Einzahlungsbetrag für die Anrechnung privaten Schuldienſtes von 8000 Mark 


Br ä auf 16000 Mark für Lehrer und von 7200 Mark auf 9000 Mark für Lehrerinnen erhöht. 


Sue 
* . 


Der Abſ. 4 des 8 6 erhält folgende Faſſung: 


Die nach den bisherigen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von Privatſchuldienſt⸗ 
zeit wird hierdurch nicht berührt. Soweit in der Zeit vom 1. September bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1922 noch Einzahlungen nach den bis 31. Juli 1922 gültigen Vorſchriften oder in 
der Zeit vom 1. Oktober bis 31. Oktober 1922 noch Einzahlungen nach dem im Auguſt 1922 
gültigen Vorſchriften geleiftet find oder werden, findet die Anrechnung der Privatſchuldienſtzeit 
nach den bis 31. Juli beziehungsweiſe im Auguſt 1922 gültigen Beſtimmungen ſtatt. 


Artikel III. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1922 in Kraft. 


Berlin, den 5. September 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. v. Richter. 


* 


Redigiert im Büro des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung ift auf 40 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr feſtgeſetzt. Der Preis für 
einzelne Stucke beträgt 1 Mark 20 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. ! 


